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Dieser Ausgab~ liegt die Karte "Naturpark Haßberge" bei. 

791-5-5-U 

Verordnung 
über den "Naturpark Haßberge" I 

Vom 31. März 1987 

Auf Grund von Art. 11 in Verbindung mit Art. 10 
Abs.2 Sätze 3 und 4, Art. 45 Abs.1 Nr.2 und Art. 37 
Abs. 2 Nr. 1 des Bayerischen Naturschutzgesetzes -
BayNatSchG - (BayRS 791-1-U), zuletzt geändert 
durch § 7 des Gesetzes vom 16. Juli 1986 (GVBI 
S. 135), erläßt das Bayerische Staatsministerium für 
Landesentwicklung und . Umweltfragen folgende 
Verordnung: 

§ 1 

Schutzgegenstand 

(1) lDas Gebiet des Naturraums Haßberge sowie 
Teile der Naturräume Itz-Baunach-Hügelland und 
Grabfeldgau in den Landkreisen Bamberg, Haßber­
ge, Rhön-Grabfeld und Schweinfurt wird in den in 
§ 2 näher bezeichneten Grenzen als Naturpark fest­
gesetzt. 2Das Gebiet hat eine Größe von ca. 80 400 
Hektar . . 

.(2) Der Naturpark erhält die Bezeichnung 
"Naturpark Haßberge". 

(3) Träger des Naturparks ist der "Verein Natur­
park Haßberge e. V." mit Sitz in Haßfurt. 

§2 

Naturparkgrenzen 
(1) Die Grenzen des Naturparks sind in einer 

Karte M = 1 : 100 000, die als Anlage Bestandteil die­
ser Verordnung ist, grob dargestellt. 

(2) lDie genauen Grenzen des Naturparks sind in 
einer Karte M = 1 : 25 000 eingetragen, die beim 
Staatsministerium für Landesentwicklung und 
Umweltfragen als oberster Naturschutzbehörde 
niedergelegt ist und auf die Bezug genommen wird. 
2Maßgebend für den genauen Grenzverlauf ist der 
Eintrag in dieser Karte mit der Innenkante des Be­
grenzungsstrichs. 3Weitere Ausfertigungen dieser 
Karte befinden sich bei den Regierungen von Ober­
franken und Unterfranken als höheren Natur­
schutzbehörden und bei den Landratsämtern Bam­
berg, Haßberge, Rhön-Grabfeld und Schweinfurt 
als unteren Naturschutzbehörden . 

(3) Die Karten werden bei den in Absatz 2 ge­
nannten Behörden archivmäßig verwahrt und sind 
dort während der Dienststunden allgemein zugäng­
lich. 
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§3 

Schutz zone 

(1) lInnerhalb des Naturparks wird eine Schutz­
zone festgesetzt, welche die Voraussetzungen eines 
Landschaftsschutzgebiets erfüllt. 2Die Schutzzone 
umfaßt die Bereiche, die in der in § 2 Abs. 1 genann­
ten Anlage grob dargestellt sind. 

(2) 1 Die genauen Grenzen der Schutzzone sind in 
der in § 2 Abs. 2 genannten Karte eingetragen, auf 
die Bezug genommen wird. 2Maßgebend für den ge­
nauen Grenzverlauf ist der Eintrag in dieser Karte 
mit der Innenkante des Begrenzungsstrichs. 

§4 

Schutzzweck 

Zweck der Festsetzung des Naturparks ist es, 

1. das Gebiet entsprechend dem Einrichtungsplan 
(§ 10 Nr.l) zu entwickeln und zu pflegen, 

2. die sich für die Erholung eignenden Landschafts­
teile der Allgemeinheit zugänglich zu machen 
und zu erhalten, soweit die ökologische Wertung 
dies zuläßt, 

3. in der Schutz zone 

a) die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts zu 
erhalten und dauerhaft zu verbessern, insbe­
sondere 

- erhebliche oder nachhaltige Beeinträchti­
gungen von Natur und Landschaft zu verhin­
dern 

- den Wald wegen seiner besonderen Bedeu­
tung für den Naturhaushalt zu schützen 

- die heimischen Tier- und Pflanzenarten so-
- wie ihre Lebensgemeinschaften und Lebens-

räume zu schützen, 

b) die Vielfalt, Eigenart und Schönheit des für die 
unter § 1 genannten Naturräume typischen 
Landschaftsbildes zu bewahren, 

c) eingetretene Schäden zu beheben oder auszu­
gleichen. 

§5 

Besondere Vorschriften 

I Soweit für das Gebiet des Naturparks besondere 
naturschutzrechtliche Vorschriften bestehen, ins­
besondere solche über Naturschutzgebiete, Natur­
denkmäler oder über den Schutz von Landschafts­
bestandteilen und Grünbeständen, bleiben diese 
unberührt. 2Gleiches gilt, wenn künftig besondere 
naturschutzrechtliche Vorschriften erlassen wer­
den. 

§6 

Verbote, Befreiung 

(1) In der Schutzzone sind alle Handlungen ver­
boten, die den Charakter des Gebiets verändern 
oder dem in § 4 Nr. 3 genannten besonderen Schutz­
zweck zuwiderlaufen, insbesondere alle Handlun­
gen, die geeignet sind, die Leistungsfähigkeit des 
Naturhaushalts, das Landschaftsbild, den Naturge­
nuß oder den Zugang zur freien Natur zu beein-
trächtigen. .. 

(2) Von den Verboten kann gemäß Art. 49 Bay­
NatSchG im Einzelfall Befreiung erteilt werden. 

§7 

Erlaubnis 

(1) Der Erlaubnis bedarf, wer innerhalb der 
Schutzzone Maßnahmen durchführen will, die die 
in § 6 genannten Wirkungen hervorrufen können. 

(2) Insbesondere ist erlaubnispflichtig, 

1. bauliche Anlagen aller Art im Sinn der Bayeri­
schen Bauordnung (BayBO) zu errichlen, zu er­
weitern oder ihre äußere Gestaltung wesentlich 
zu ändern,auch wenn sie einer baurechtlichen 
Genehmigung nicht bedürfen; hierzu zählen ins­
besondere 

a) Gebäude aller Art (Art. 2 Abs. 2 BayBO), Ver­
kaufs- und Ausstellungsstände, Automaten, 

b) Einfriedungen aller Art (ausgenommen sok­
kellose Weide- uIid Forstkulturzäune ohne 
Verwendung von Beton), 

c) wesentliche Veränderungen der Erdoberflä­
che durch Aufschüttungen, Abgrabungen, 
Ablagerungen oder in sonstiger Weise, 

2. Straßen, Wege, Plätze oder Park-, Camping-, 
Sport-, Spiel- oder Badeplätze oder ähnliche 
Einrichtungen zu errichten oder wesentlich zu 
ändern oder Loipen anzulegen, 

3. Seilbahnen, Skilifte, Seil- oder Schlepp aufzüge 
zu errichten oder wesentlich zu ändern, 

4. ober- oder unterirdisch geführte Draht-, Kabel~ 
oder Rohrleitungen zu verlegen oder Masten 
und Unterstützungen aufzustellen (ausgenom­
men nicht ortsfeste Anlagen zur Beregnung von 
Sonderkulturen und sonstigen Feldfrüchten und 
zur Versorgung von Weidevieh mit Wasser und 
Zuleitungen zu elektrisc.hen Weidezäunen), 

5. Gewässer, deren Ufer, den Zu- und Ablauf des 
Wassers oder den Grundwasserstand zu verän­
dern, neue Gewässer herzustellen oder Verlan­
dungsbereiche von Gewässern, Quellbereiche 
oder Auebödenbereiche, insbesondere feuchte 
Wirtschaftswiesen oder -weiden sowie regelmä­
ßig überschwemmte Auwälder durch Dränung 
oder Gräben zu entwässern oder trockenzule­
gen, umzubrechen oder durch sonstig~ Maßnah­
men nachhaltig zu verändern, 

6. Erstaufforstungen und sonstige Bepflanzungen 
mit Gehölzen vorzunehmen, die nicht standort­
heimisch sind, 

7. landschaftsbestimmende Bäume, Hecken oder 
sonstige Gehölze außerhalb des Waldes oder 
Felsblöcke zu beseitigen, 

8. außerhalb von Straßen, Wegen oder Plätzen mit 
Kraftfahrzeugen aller Art zu fahren, diese dort 
abzustellen oder Verkaufswagen aufzustellen 
(ausgenommen zur land- und forstwirtschaftli-
chen Bewirtschaftung), . 

9. außerhalb zugelassener Plätze zu zelten, Wohn­
wagen abzustellen, dies zu gestatten oder im 
Rahmen' der Erholungsnutzung offene Feuer zu 
entzünden, 
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10. außerhalb der dem öffentlichen Verkehr ein­
schließlich dem Reiten gewidmeten Straßen, 
Wege oder Plätze oder außerhalb der mit Zu­
stimmung des zuständigen La ndratsamts als 
unterer Naturschutzbehörde als Reitwege ge­
kennzeichneten privaten Wege oder Plätze zu 
reiten, 

11. außerhalb von Flugplätzen mit Ultrale ichtflug­
zeugen zu starten oder zu landen oder Flugmo­
delle zu betreiben, 

12. Schilder, Bild- oder Schrifttafeln, Anschläge 
oder Schaukästen anzubringe n (ausgenommen 
Hinweise auf den Schutz des Gebiets, behördli­
che Verbotstafeln, Verkehrszeichen, Verkehrs­
einrichtungen, Flußkilometer-Zeichen, Schilder 
für die Forst- und Waldeinteilung, Warntafeln, 
Ortshinweise, Wegemarkierungen oder zulässi­
ge Wohn- und Gewerbebezeichnungen an 
Wohn- und Betriebsstätten, sofern nicht Leucht­
schrift verwendet wird). 

(3) Unberührt bleibt die Erlaubnispflicht für ver­
ändernde Maßnahmen bei Naß- und Feuchtflächen 
sowie. Mager- und Trockenstandorten gemäß 
Art. 6d Abs.1 BayNatSchG. 

(4) 1 Die Erlaubnis ist zu erteilen, wenn das Vorha ­
ben keine der in § 6 genannten Wirkungen hervor­
rufen kann oder diese Wirkungen durch Nebenbe­
stimmungen ausgeglichen werden können. 2Wird 
die Erlaubni~ mit Nebenbestimmungen erteilt, 
kann eine Sicherheitsleistung verlangt werden. 
3Die Vorschrift des Art. 6a Abs. 3 BayNatSchG über 
Ersatzmaßnahmen ist entsprechend anzuwenden. 

(5) Die zuständige land-, forst- oder fischereiwirt­
schaftliche Fachbehörde ist zu beteiligen, soweit 
ihre Belange berührt sind. ' 

(6) Die Erlaubnis wird gemäß Art. 13a Abs. 2 
BayNatSchG durch eine nach anderen Vorschriften 
erforderliche behördliche Gestattung ersetzt; diese 
Gestattung darf nur erteilt werden, wenn die Vor­
aussetzungen für die Erteilung der nach dieser Ver­
ordnung erforderlichen Erlaubnis vorliegen und die 
nach § 9 zuständige Naturschutzbehörde ihr Ein­
vernehmen erklärt. 

§8 

Ausnahmen 

Von den Beschränkungen dieser Verordnung 
bleiben ausgenommen 

1. die ordnungsgemäße land-, forst- und fischerei­
wirtschaftliche Bodennutzung im Sinn des Art. 6 
Abs. 2 BayNatSchG; unabhängig davon gilt 
jedoch § 7 Abs. 2 Nr. 5, 

2. der , Bau von land- oder forstwirtschaftlichen . 
Straßen oder Wegen mit einer Fahrbahnbreite 
von nicht mehr als 3,50 m und ohne landschafts­
störenden Belag (Schwarzdecke, Beton o. ä.), 

3. der Abbau von Bodenschätzen auf den in den 
Karten (§ 2 Abs. 1 und 2) gesondert eingetragenen 
Flächen; maßgebend für den Grenzverlauf ist die 
Karte nach § 2 Abs. 2, 

4. die rechtmäßige Ausübung der Jagd.l.md der Fi­
scherei einschließlich des Jagd- und .Fischerei­
schutzes, 

5. Maßnahmen zur Unterhaltung von Straßen, We­
gen, Gewässern, deren Ufer und Deiche sowie 
Dränanlagen, 
Maßnahmen des Winterdienstes auf Straßen im 
notwendigen Umfang und zur Verkehrssiche­
rung, soweit diese zur Abwehr akuter Gefahren 
erforderlich s ind, 
Maßnahmen der Gewässeraufsicht, 

6. der Betrieb, die Instandsetzung und die ord­
nungsgemäße Unterhaltung von beste henden 
Energie-, Wasserversorgungs- oder Entsorgungs­
anlagen sowie von bestehenden Einrichtungen 
der Landesverteidigung, der Deutschen Bundes­
post und der Deutschen Bundesbahn, 

7. die zur Erhaltung der Funktionsfähigkeit der 
Schutzzone notwendigen und v~;m den Natur­
schutzbehörden angeordneten Uberwachungs- , 
Schutz- und Pflegemaßnahmen. 

§9 

Zuständigkeiten 

(1) Für die Erteilung der Erlaubnis und der Be­
freiung ist das Landratsamt als unte re Natur­
schutzbehörde zuständig, in dessen Bereich das 
Vorhaben ausgeführt werden soll. 

(2) Die Erteilung der Erlaubnis nach § 7 Abs. 2 
Nr. 1 für Anlagen von überörtlicher Bedeutung (z. B. · 
Freizeitzentren, Großhotels, Fernsehtürme, K raft­
werksanlagen), n ach § 7 Abs. 2 Nr. 1 Buchst. c für 
großflächige Maßnahmen (ab 1 Hektar), nach § 7 
Abs. 2 Nr. 3 für Seilbahnen und Skilifte , nach § 7 
Abs. 2 Nr. 4 für Freileitungen ab 110 Kiiovolt, nach 
§ 7 Abs. 2 Nr. 5 für großflächige Entwässerungen so­
wie die Erteilung der Befreiung für Fälle überörtli­
cher Bedeutung bedarf der Zustimmung der örtlich 
zuständigen Regierung als höherer Naturschutzbe-
hörde. .' 

(3) Bei Vorhaben "der Landesverteidigung und des 
Zivilschutzes entscheidet über die Befreiung nach 
Art. 49 Abs. 3 Satz 1 Halbsatz 5 BayNatSchG das 
Staatsministerium für Landesentwicklung und 
Umweltfragen als oberste Naturschutzbehörde. 

§ 10 

Aufgaben des Naturparkträgers 

Der Träger des Naturparks hat insbesondere 

1. eine Planung zu erstellen, die vor allem die Maß­
nahmen zur Pflege des Gebiets und zu dessen 
Entwicklung zum Erholungsraum enthält (Ein­
richtungsplan), sie durchzuführen und bei Bedarf 
fortzuschreiben, 

2. Maßnahmen des Naturschutzes, insbesondere 
Schutz und Pflege der Pflanzen- und Tierwelt, 
durchzuführen und zu fördern, 

3. das Naturparkgebiet zu erhalten, zu gestalten 
und zu pflegen, insbesondere die Vielfalt, Eigen­
art und Schönheit des Landschaftsbildes für die 
Allgemeinheit zu bewahren, . 

4. die Erholung im Naturpark zu fördern, 

5. die Bevölkerung über den Schutzzweck und die 
Maßnahmen im Naturpark zu unterrichten . . 
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§11 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Nach Art. 52 Abs. 1 Nr. 3 BayNatSchG kann 
mit Geldbuße bis zu fünfzigtausend Deutsche Mark 
belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig eine 
nach § 7 Abs. 2 erlaubnispflichtige Maßnahme ohne 
die erforderliche Erlaubnis vornimmt. 

(2) Nach Art. 52 Abs. 1 Nr. 6 BayNatSchG kann 
mit Geldbuße bis zu fünfzigtausend Deutsche Mark 
belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig einer 
vollziehbaren Nebenbestimmung in Form der Auf­
lage zu einer Erlaubnis nach § 7 oder einer Befrei­
ung nicht nachkommt. 

(3) Die Einziehung von Gegenständen richtet sich 
nach Art. 53 BayNatSchG. 

§ 12 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. Mai 1987 in Kraft. 

München, den 31. März 1987 

Bayerisches Staats ministerium 
für Landesentwicklung und Umweltfragen 

Alfred D i c k , Staatsminister 
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2030-3-3-2-J 

Erste Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 

über die Zuständigkeit in richterrechtlichen und 
beamtenrechtlichen Angelegenheiten 

in der Justizverwaltung 

Vom 8. April 1987 

Auf Grund von Art. 73 Abs. 6 Satz 2 und Art. 78 
Abs. 3 Satz 2 des Bayerischen Beamtengesetzes er­
läßt das Bayerische Staatsministerium der Justiz 
folgende Verordnung: 

§1 

Die Verordnung über die Zuständigkeit in rich­
terrechtlichen und beamtenrechtlichen Angelegen­
heiten in der Justizverwaltung (BayRS 2030-3-
3-2-J) wird wie folgt geändert: 

1. In der Einleitungsformel wird ,,Art. 73 Satz 2, 
Art. 74 Abs. 3 Satz 2" durch ,,Art. 73 Abs. 6 Satz 2, 
Art. 78 Abs. 3 Sat:;; 2" ersetzt. 

2. § 4 erhält folgende Fassung: 

,,§4 

Nebentätigkeit, 
Beschäftigung oder Erwerbstätigkeit 

von Ruhestandsbeamten 

Die Befugnisse nach Art. 73 Abs. 6 Satz 1 und 
Art. 78 BayBG werden übertragen 

dem Präsidenten des Obersten Landesgerichts, 
dem Generalstaatsanwalt bei diesem Gericht, 
den Präsidenten der Oberlandesgerichte, 
deli. Generalstaatsanwälten bei den Oberlandes­

gerichten und 
den Leitern der Justizvollzugsanstalten." 

§2 

Diese Verordnung tritt am 1. Mai 1987 in Kraft. 

München, den 8. April 1987 

Bayerisches Staatsministerium der Justiz 

Dr. M. B erghofer- Weichne r 
Staatsministerin 
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2210-8-2-5-WK 

Verordnung 
zur Änderung der 

Zulassungszahlverordnung 1986/87 

Vom 13. April 1987 

Auf Grund von Art. 2 Abs. 1, Art. 3 und Art. 10 
Abs. 2 des Gesetzes zur Ausführung des Staatsver­
trags über die Vergabe von Studienplätzen (BayRS 
2210-8-2-:-K) und Art. 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des Geset­
zes zur Überleitung von Zuständigkeiten auf das 
Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst 
vom 23. Dezember 1986 (GVBI S. 392) erläßt das 
Bayerische Staatsministerium für Wissenschaft 
und Kunst folgende Verordnung: 

§1 

In § 1 Abs. 2 Buchst. ader Zulassungszahlverord­
nung 1986/87 vom 6. Juni 1986 (GVBl S. 90), geändert 
durch Verordnung vom 23. Februar 1987 (GVBl 
S. 78), werden bei den Zulassungszahlfestsetzungen 
für die Universität Würz burg beim Studiengang 
Medizin Vorklinik die Zulassungszahl für das 
2. Fachsemester von ,,169" durch die Zulassungszahl 
,,174", die Zulassungszahl für das 3. Fachsemester 
von ,,173" durch die Zulassungszahl ,,175" und die 
Zulassungszahl für das 4. Fachsemester von ,,168" 
durch die Zulassungszahl ,,175" ersetzt. . 

§2 

Diese Verordnung tritt am 1. Mai 1987 in Kraft. 

München, den 13. April 1987 

Bayerisches Staatsministerium 
für Wissenschaft und Kunst 

Prof. W. W i 1 d, Staatsminister 
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22I O-1-1-3-K/WK 

Dritte Verordnung 
zur Änderung der Qualifikationsverordnung 

Vom 14. April 1987 

Auf Grund von Art. 50 Abs. 1 Satz 3, Abs. 2 Sätze 2 
und 3, Abs. 3 Satz 2, Abs. 4 Satz 1, Abs. 5, Abs. 6 
Satz 2, Abs. 7 Satz 2 und Abs. 8, Art. 56 Abs. 2, Art. 71 
Abs.3 Sätze 1 und 3, Art. 98 Abs. 2 und Art. 103 Abs. 7 
des Bayerischen Hochschulgesetzes (BayHSchG) 
in Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des Ge­
setzes zur Überleitung von Zuständigkeiten auf das · 
Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst 
vom 23. Dezember 1986 (GV,BI S. 392) erlassen die 
Bayer ischen Staatsministe rien für Wissenschaft 
und Kunst und für Unterr icht und Kultus folgende 
Verordnung: 

§1 

Die Verordnung über die Qualifikation für ein 
Studium an den Hochschu len des Freistaates 
Bayern und den staatlich anerkannten nichtstaatli­
chen Hochschulen - Qualifikationsverordnung -
QualV - (BayRS 2210-1-1-3-K/WK), geändert 
durch Verordnung vom 9. Dezember 1983 (GVBl 
S . 1126, ber. 1984 S. 57), wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 Abs. 1 Satz 1 wird der Punkt durch ein 
Komma ersetzt und folgender Halbsatz ange­
fügt: 

"die an der Hochschule abzulegen ist, an der die 
Aufnahme des Studiums beabsichtigt ist." 

2. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 3 erhält folgende Fassung: 
,,3. Zeugnis über die be~tandene Begabten­

prüfung;", 

b) in Nummer 4 Buchst. c werden die Worte 
"Unterricht und Kultus" durch die Worte 
"Wissenschaft und Kunst" ersetzt; . 

c) in Nummer 6 wird vor dem Wort "Hochschul­
reife" das Wort "allgemeinen" eingefügt. 

3. In § 7 Abs.2 werden die Worte "Unterricht und 
Kultus" durch die Worte "Wissenschaft und 
Kunst" ersetzt. 

4. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) In Buchstabe a Nr. 2 wird in Spalte 2 nach 
dem Wort "Pädagogik" das Wort "Schulpäd­
agogik" eingefügt, 

b) Buchstabe b wird wie folgt geändert: 

aal Im Einleitungssatz werden die Worte 
"über die Ergänzungsprüfung zUm Er­
werb der Fachhochschulreife bei einem 
Notendurchschnitt nicht schlechter als 
1,50" ersetzt durch die Worte "der Fach­
hochschulreife gemäß § 17 Abs. 1 Satz 1 
der Prüfungsordnung für die Ergän­
zungsprüfung zum Erwerb der Fach­
hochschulreife durch Absolventen von 
Fachakademien und von Technikerschu­

.len mit staatlicher Abschlußprüfung 
(ErgPOFHR) vom 15. November 1984 
(GVBl S. 532), geändert durch Verord-

nung vom 31. Juli 1986 (GVBl S. 260), bei 
einer Prüfungsgesamtnote sehr gut", 

bb) Nummern 3 und 10 werden aufgehoben, 

ce) in Nummer 4 wird in Spalte 1 nach dem 
Wort "Fremdsprachenberufe" das Fußno-
tenzeichen *) angefügt; der zugehörige 
Fußnotentext lautet: 

,,*) Gilt nur in weiterer Verbindung mit 
der Prüfungsurkunde über die Staat­
liche Prüfung für Übersetzer", 

dd) in Nummer 7 wird in Spalte 2 nach dem 
Wort "Psychologie" das Wort "Schulpäd­
agogik" eingefügt, 

ee) in Nummer 11 wird in Spalte 1 nach dem 
Wort "Sozialpädagogik" das Fußnotenzei­
chen .*) angefügt; der zugehörige Fußno­
tentext lautet: 

,,**) Gilt nur in Verbindung mit dem 
Nachweis über die Berechtigung zur 
Führung der Berufsbezeichnung 
"Staatlich anerkannte/r Erzieher/ 
in"; 

außerdem wird in Spalte 2 nach dem Wort 
"Psychologie" das Wort "Schul pädagogik" 
eingefügt, 

c) in Buchstabe c wird "vom 30. Dezember 1981 
(GVB11982 S. 28)" durch ,,(BayRS 2038-3-4-9-
5-K)" ersetzt s owie nach dem Wort ,,- Psycho­
logie" das Wort ,,- Schulpädagogik" eingefügt, 

d) Buchstabe d wird wie folgt geändert: 

aal Die Worte ,,§ ·8a der Studienordnung des 
Staatsinstituts für die Ausbildung von 
Fachlehrern" werden durch die Worte 
,,§ 29 der Studienordnung für das Staats­
institut für die Ausbildung von Fachleh­
rern vom 9. August 1985 (GVBl S.461)" 
ersetzt, 

bb) in den Nummern 1 und 2 wird in Spalte 2 
nach dem Wort "Psychologie" jeweils das 
Wort "Schulpädagogik" eingefügt, 

e) Buchstabe e wird wie folgt geändert: 

aal Im Einleitungssatz werden die Worte 
"Unterricht und Kultus" durch die Worte 
"Wissenschaft und Kunst" ersetzt, 

bb) in Nummer 5.21 wird in Spalte 2 vor dem 
Wort "Physik" das Wort "Geophysik" ein­
gefügt, 

f) in Buchstabe f werden 

aal die Worte "Unterricht und Kultus" durch 
die Worte "Wissenschaft und Kunst" er­
setzt sowie 

bb) die Worte ,,1. das Zeugnis über die Di­
plommusikerprüfung an einer Hochschu­
le für Musik oder ein vom Staatsministe-
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rium für Unterricht und Kultus als 
gleichwertig anerkanntes Zeugnis sowie 
2. vor Studienbeginn" gestrichen, 

g) nach Buchstabe f wird folgender neuer Buch­
stabe g eingefügt: 

"g) Abschlußzeugnis einer öffentlichen oder 
staatlich anerkannten privaten Fachaka­
demie mit einer in Buchstabe b Spalte 1 
genannten Ausbildungsrichtung in Ver­
bindung mit dem Zeugnis über die Ergän­
zungsprüfung zum Erwerb der Fach­
hochschulreife bei einem Notendurch­
schnitt nicht schlechter als 1,50 in jedem 
der beiden Zeugnisse für e inen jeweils in 
Buchstabe b Spalte 2 genannten Studien­
gang an e iner wissenschaftlichen Hoch­
schule oder Gesamthochschule ;"; 

die bisherigen Buchstaben g bis I werden 
Buchstaben h bis m, 

h) in Buchstabe h (neu) wird nach dem Wort 
,,- Psychologie" das Wort ,,- Schu lpädagogik" 
eingefügt, 

i) in Buchstabe i (neu) wird nach dem Wort 
,,- Pädagogik" das Wort ,,- Schulpädagogik" 
eingefügt, 

j) in Buchstabe j (neu) wird nach dem Wort 
,,- Psychologie" das Wort ,,- Schulpädagogik" 
eingefügt, 

k) Buchstabe k (neu) erhält folgende Fassung: 

"k) Zeugnis über 

aa) die Erste Prüfung für das Lehramt an 
Volksschulen der ehemaligen Lehrer­
bildungsanstalten, 

bb) die bestandene Abschlußprüfung des 
ehemaligen Berufspädagogis~hen In­
stituts 

jeweiis für die Studiengänge 
-Pädagogik 
- Schul pädagogik;" . 

5. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 3 erhält folgende Fassung: 

,,3. Zeugnis über die bestandene Prüfung 

a) für den Hochschulzugang von be­
sonders befähigten Berufstätigen, 

b) für die Zula~sung zum Hochschul­
studium ohne Reifezeugnis (Be­
gabtenprüfung);", 

bb) in Nummer 6 wird vor dem Wort "Hoch­
schulreife" das Wort "allgemeinen" einge­
fügt, 

b) in Absatz 2 wird der Satzteil" ,in Zweifelsfäl­
len im Einvernehmen mit dem Staatsministe­
rium für Unterricht und Kultus," gestrichen, 

c) Absatz 3 Satz 3 wird aufgehoben, 

. d) nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 ange­
fügt! 

,,(4) 1 Das Nähere wird durch Richtlinien des 
Staatsministeriums für Unterricht und Kul­
tus im Benehmen mit dem Staatsministerium 
für Wissenschaft und Kunst geregelt. 2Dort 

kann für Entscheidungen gemäß Absatz 2 in 
Verbindung mit Absatz 1 Nrn. 4 und 5 das 
Einvernehmen des Staatsministeriums für 
Wissenschaft und Kunst, im übrigen das Ein­
vernehmen des Staatsministeriums für Un­
terricht und Kultus vorgesehen werden." 

6. In § 12 Abs. 1 Nr. 2 wird nach dem Wort ,,- Psy­
chologie" das Wort ,,- Schulpädagogik" einge­
fügt. 

7. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 Buchst. a erhält folgende Fassung: 

"a) Reifezeugnisse, die nach dem Abkommen 
zwischen der Regierung der Bundesrepu­
blik Deutschland und der Regierung der 
Französischen Republik über die Errich­
tung deutsch-franzosischer Gymnasien 
und die Schaffung des deutsch-französi­
schen Abiturs sowie die Bedingungen für 
die Zuerkennung des Abiturzeugnisses 
(BayRS 2235-1-2-1-K) ausgestellt worden 
sind,", 

b) in Nummer 2 Buchst. a werden die Worte 
"Ständige Konferenz der Kultusminister der 
Länder in der Bundesrepublik Deutschland 
(Kultusministerkonferenz)" durch das Wort 
"Kultusministerkonferenz" ersetzt. 

8. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 3 wird folgender Satz 2 angefügt: 

"Bei Deutschen wird die Anerkennung von 
der erfolgreichen Ablegung einer zusätzli­
chen Prüfung gemäß Absatz 4 Satz 2 Nr. 1 ab­
hängig gemacht, sofern nicht die zuständige 
Stelle (Absatz 2 Satz 1) Befreiung erteilt.", 

b) in Absatz 4 Satz 4 wird nach den Worten 
"zuständigen Stelle" der Klammerzusatz 
,,(Absatz 2 Satz 1)" eingefügt, 

c) in Absatz 5 werden nach dem Wort "Kultus" 
die Worte "im Benehmen mit dem Staatsmi­
nisterium für Wissenschaft und Kunst" ein­
gefügt. 

9. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 werden die Worte "der 
Studiengang Sport" durch die Worte "die Stu­
diengänge Sport und Sportökonomie" ersetzt, 

b) in Absatz 3 Satz 2 sowie in Absatz 4 Satz 2 
werden nach dem Wort "vom" die Worte 
"Staatsministerium für Wissenschaft und 
Kunst im Benehmen mit dem" eingefügt, 

c) Absatz 6 Satz 1 Halbsatz 2 erhält folgende 
Fassung: 

"dabei wird jedes der beiden Spiele gemäß 
Absatz 4 Nr. 5 Buchst .. a als ein Prüfungsge­
biet gewertet.", 

d) in Absatz 7 Satz 1 Nr. 1 werden die Worte "bei 
den Bewerbern" gestrichen; außerdem wird 
nach ,,Absatz 4 Nr. 5" "Buchst. a" eingefügt, 

e)'in Alisatz 8 werden die Worte "deutschen 
Hochschule" d\lrch die Worte "Hochschule 
außethalb des Freistaates Bayern im Gel­
tungsbereich des Grundgesetzes" ersetzt. 
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10. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 wird nach dem Wort 
"Eignungsprüfung" der Klammerzusatz 
,,( einschließlich der Entscheidungen gemäß 
§ 16 Abs. 8 und 9)" eingefügt, 

b) in Absatz 3 Satz 2 werden nach dem Wort 
"vom." die Worte "Staatsministe rium für Wis­
senschaft und Kunst im Einvernehmen mit 
dem" eingefügt. 

11. In § 20 Abs. 1 Nr. 3 wird das Wort "zwölf" durch 
das Wort "neun" ersetzt. 

12. § 27 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 3 wird das Wort "Opernregie" 
durch das Wort "Regie" ersetzt, 

b) Absatz 2 Satz 3 wird aufgehoben. 

13. In § 28 Abs. 4 werden die Worte "Unterricht und 
Kultus" durch die Worte "Wissenschaft und 
Kunst" ersetzt. 

14. § 29 wird aufgehoben. 

15. § 31 Abs. 3 wird aufgehoben. 

16. In § 34 Abs. 2 Nr.4 werden die Worte "Unterricht 
und Kultus" durch die Worte "Wissenschaft und 
Kunst" ersetzt. 

17. § 39 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

,,1Die Fachhochschulreife wird nachgewiesen 
durch . e in im Freistaat Bayern erworbenes 
Zeugms der Fachhochschulreife 

1. einer öffentlichen oder staatlich anerkannten 
privaten Fachoberschule , 

2. gemäß § 17 Abs. 1 Satz 1 ErgPOFHR in Ver­
bindung mit 

a) dem Abschlußzeugnis einer öffentlichen 
oder staatlich anerkannten privaten Fach­
akademie der Ausbildungsrichtungen 

aa) Augenoptik 

bb) Bauwesen 

cc) Fremdsprachenberufe (nur in Verbin­
dung mit der Prüfungsurkunde über 
die staatliche Prüfung für Übersetzer) 

dd) Hauswirtschaft 

ee) Landwirtschaft 

ff) Medizintechnik 

gg) Wirtschaft, 

b) dem Zeugnis über die Zusatzprüfung ge­
mäß § 19a ErgPOFHR und dem Abschluß­
zeugnis einer öffentlichen oder staatlich 
anerkannten privaten Fachakademie der 
Ausbildungsrichtungen 

aa) Gemeindepastoral 

bb) Heilpädagogik 

cc) S~zialpädagogik (nur in Verbindung 
mlt dem Nachweis über die Berechti­
gung zur Führung der Berufsbezeich­
nung "Staatlich anerkamlte/r Erzie-
her/in"), J' 

3. gemäß § 17 Abs. 1 Satz 1 ErgPOFHR für Absol­
venten eines Lehrgangs an einer öffentlichen · 
Technikerschule zum Erwerb der Fachhoch­
schulreife, 

4. des Staatsminister ium s fü r Unte r rich t und 
Kultus oder einer von ihm beauftragten Stelle 
für Absolventen 

a) des Aufbaulehrgangs "Verwaltung" der 
Bundeswehrfachschulen, 

b) eines Fachhochschulreifelehrgangs der 
Bundeswehrfach schulen, 

c) eines Fachhochschulreife lehrgangs an 
Grenzschutzfachschulen, . 

5. des Telekollegs 11." 

18. § 39a wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1 mit der 
Maßgabe, daß die Worte ,,(oder Zeugnis über 
eine vom Staatsministerium für Unterricht 

_ und Kultus gleichgestellte Prüfung) jeweils in 
Verbindung mit dem Zeugnis über die staat­
liche Ergänzungsprüfung zum Erwerb der 
Fachhochschulreife" durch die Worte "jeweils 
in Verbindung mit dem Zeugnis der Fach­
hochschulreife gemäß § 17 Abs. 1 Satz 1 
ErgPOFHR" e rsetzt werden, 

b) es wird folgender Satz 2 angefügt: 

"Satz 1 Nr. 3 gilt nur in Verbindung mit dem 
Nachweis über die Berechtigung zur Führung 
der Berufsbezeichnung "Staatlich anerkann­
te/r Erzieher/in"." 

19. § 39b wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Einleitungssatz wird wie folgt 
ersetzt: 

,,(1) Die Fachhochschulreife wird auch 
nachgewiesen durch ein im Freistaat Bayern 
erworbenes 

1. Abschlußzeugnis einer öffentlichen oder 
staatlich anerkannten pr ivaten Fachaka­
demie in den Ausbildungsrichtungen 

a) Augenoptik 

b) Bauwesen 

c) Fremdsprachenberufe 

d) Hauswirtschaft 

e) Landwirtschaft 

f) Medizintechnik 

g) Wirtschaft, 

jeweils in Verbindung mit dem Zeugnis der 
Fachhochschulreife nach der Prüfungsord­
nung für die Ergänzungsprüfung für Absol­
venten von Fachakademien mit staatlicher 
Abschlußprüfung zum Erwerb der Fach­
hochschulreife vom 10. Mai 1983 (GVBl 
S.275), 

2. Zeugnis der Fachhochschulreife des 
Staatsministeriums für Unterricht und 
~ultus. für Absolventen von Lehrgängen an 
offenthchen Technikerschulen zum Erwerb 
der Fachhochschulreife. ' 

(2) Die Fachhochschulreife wird ebenfalls 
nachgewiesen durch ein", 
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b) in Buchstabe a erhält der Einleitungssatz fol­
gende Fassung: 

"a) im Jahr 1982 oder früher erworbenes Ab­
schlußzeugnis einer öffentlichen oder 
staatlich aJ;lerkannten privaten Fachaka­
demie mit einer in Spalte 1 genannten 
Ausbildungsrichtung jeweils in Verbin­
dung mit dem Zeugnis über die stalitliche 
Ergänzungsprüfung zum Erwerb der 
Fachhochschulreife, j~doch nur für ein 
Studium in den in Spalte 2 genannten 
Studiengängen:", 

c) nach Buchstabe a wird folgender neuer Buch­
stabe beingefügt: 

"b) im Jahr 1987 oder früher erworbenes Ab­
schlußzeugnis einer öffentlich~n oder 
staatlich anerkannten privaten Fachaka­
demie mit einer in § 39a Satz 1 Spalte 1 ge­
nannten Ausbildungsrichtung jeweils in 
Verbindung mit dem Zeugnis über die 
staatliche Ergänzungsprüfung zum Er­
werb der Fachhochschulreife, jedoch nur 
für ein Studium in den in § 39a Satz 1 
Spalte 2 genannten Studiengängen; § 39a 
Satz 2 gilt entsprechend,", 

d) der bisherige Buchstabe b wird Buchstabe c. 

20. In § 41 Abs. 5 werden nach dem Wort "Kultus" die 
Worte "im Benehmen mit dem Staatsmintste­
rium für Wissenschaft und Kunst" eingefügt. 

21. In § 42 Abs. 4 Satz 2 werden die Worte "Unter­
richt und Kultus" durch die Worte "Wissenschaft 
und Kunst" ersetzt. 

22. In § 45 Abs. 3 wird "vom 7. November 1980 (GVBl 
S. 364)" durch ,,(BayRS 2210-4- 1-4-1-WK)" er­
setzt. 

23. In § 47 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte "Unter­
richt und Kultus" durch die Worte "Wissenschaft 
und Kunst" ersetzt. 

24. § 49 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1, 

b) es wird folgender Satz 2 angefügt: 

"Satz 1 gilt nicht für Unterrichtsveranstaltun­
gen, in denen Zulassungsvoraussetzungen für 
Prüfungen erworben werden können." 

25. In § 50 Abs. 3 werden die Worte "Unterricht und 
Kultus" jeweils durch die Worte "Wissenschaft 
und Kunst" ersetzt. 

26. § 51 erhält folgende Fassung: 

,,§ 51 

Abschlüsse an Unterrichtseinrichtungen, Eig­
nungsprüfungen oder sonstige Prüfungen, die 
den im Ersten Teil aufgeführten Qualifikationen 
gleichwertig sind, können 

1. soweit es sich um solche außerhalb des Hoch­
schulbereichs handelt, vom Staatsministe­
rium für Unterricht und Kultus oder einer be­
auftragten Stelle, 

2. soweit es sich um solche im Hochschulbereich 
handelt, vom Staatsministerium für Wissen­
schaft und Kunst oder einer beauftragten 
Stelle 

im Einzelfall als Qualifikation im Sinn der §§ 1 
bis 3 anerkannt werden." 

27. Anlage 3 (zu § 40 Abs. 1 Nr. 2) erhält"die Fassung 
der Anlage zu dieser Verordnung. 

§2 

Diese Verordnung tritt am 1. Mai 1987 in Kraft. 

München, den 14. April 1987 

Bayerisches Staatsministerium 
für Wissenschaft und Kunst 

Prof. W. W i 1 d, Staatsminister 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

I. V. Hans Mau r er, Staatssekretär 
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"Anlage 3 
(zu § 40 Abs. 1 Nr. 2) 

Besondere Bildungswege 

1.1 Baden-Württemberg Berufskolleg für angewandte Grafik in Verbin­
dung mit einem zusätzlichen Unterrichtsange­
bot und Zusatzprüfung (ab Sommer 1986) 

1.2 Baden-Württemberg Berufskolleg für Hauswirtschaft und Textilar­
beit in Verbindung mit einem Beiprogramm und 
Zusatzprüfung (ab Sommer 1981) 

1.3 Baden-Württemberg Einjähriges Berufskolleg zum Erwerb der Fach-
hochschulreife (ab Sommer 1982) 

1.4 Baden-Württemberg Fachschule für das Hotel- und Gaststättenge­
werbe in Verbindung mit einem zusätzlichen 
Unterrichts angebot und Zusatzprüfung 

1.5 Baden-Württemberg Fachschule für 

- Betriebswirtschaft 

- Datenverarbeitung und Organisation 

- Drogerie 

jeweils in Verbindung mit einem zusätzlichen 
Unterrichts angebot und Zusatzprüfung 

(ab Sommer 1982) 

1.6 Baden-Württemberg Fachschule für Technik, Fachrichtung 

- Bautechnik, Schwerpunkt Hochbau/Schwer­
punkt Tiefbau 

- Bekleidungstechnik, Schwerpunkt Fertigung/ 
Schwerpunkt Gestaltung 

- Biotechnik 

- Chemietechnik, Schwerpunkt Laboratoriums-
technik 

- Drucktechnik, Schwerpunkt Repro/Satz/ 
Schwerpunkt Druck/Druckverarbeitung 

- Elektrotechnik, Schwerpunkt Energieelektro­
nik/Schwerpunkt Nachrichtenelektronik/ 
Schwerpunkt Datenelektronik 

- Farb- und Lacktechnik, Schwerpunkt Lack­
und Kunststoff technik 

- Feinwerktechnik, Schwerpunkt Fertigungs­
technik/Schwerpunkt Elektronik 

- Galvanotechnik 

- Gartenbau, Schwerpunkt Erwerbsgartenbau/ 
Schwerpunkt Garten- und Landschaftsbau 

- Gießereitechnik 

- Heizungs-, Lüftungs- und Klimatechnik· 

- Holztechnik, Schwerpunkt Betriebstechnik 

- Maschinentechnik, Schwerpunkt Automaten-
technik/Schwerpunkt NC-Technik/Schwer­
punkt Betriebstechnik/Schwerpunkt Blech­
verarbeitung/Schwerpunkt Fertigungstech­
nik/Schwerpunkt Konstruktion 

- Medizintechnik 

- Metallbautechnik 

- Physiktechnik 

- Sanitärtechnik 

- Textiltechnik, Schwerpunkt Maschentechnik/ 
Schwerpunkt Spinnerei technik/Schwerpunkt 
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Textilveredelung/Schwerpunkt Webereitech­
nik 

jeweils in Verbindung mit einem zusätzlichen 
Unterrichtsangebot und Zusatzprüfung 

(ab Sommer 1985) 

1.7 Baden-Württemberg Gewerblich-technisches BerufskoUeg in Teil­
zeitunterricht, Fachrichtung 

- Bautechnik 

- Bekleidungstechnik 

Elektrotechnik 

- Maschinentechnik 

jeweils in Verbindung mit einem zusätzlichen 
Unterrichtsangebot und Zusatzprüfung 

(ab Sommer 1986) 

1.8 Baden-Württemberg Telekolleg 11 (ab Sommer 1982) 

2.1 Berlin 

2.2 Berlin 

2.3 Berlin 

2.4 Berlin 

2.5 Berlin 

3.1 Bremen 

Besonderer Lehrgang zum Erwerb der Fach­
hochschulreife für Absolventen der Fachschule 
für . 

- Optik und Fototechnik, Fachrichtung Augen-
optik 

- Hauswirtschaftsleiter/-innen 

und für Absolventen der Fa(;hklasse für 
- Wirt schafts korrespondenten 

Besonderer Lehrgang zum ErweI;b der Fach­
hochschulreife für Absolventen der Fachschule 
für 

- Hotel- und Gaststättengewerbe 

- Sozialpädagogik (ab Frühjahr 1981) 

Besonderer Lehrgang zum Erwerb der Fach­
hochschulreife für 

- Absolventen der Fachschule für Optik und Fo-
totechnik, Fachrichtung Kamera-Assistenz 

- Bekleidungstechniker 

- Fototechniker 

- Lebensmitteltechniker 

- Techniker, Fachrichtung Bautechnik 

- Techniker, Fachrichtung Feinwerktechnik 

- Techniker für Gartenbau 

- Techniker im Maler- und Lackiererhandwerk 

- Techniker, Fachrichtung Maschinentechnik 

- Techniker, Fachrichtu~g Versorgungstechnik 
(ab Frühjahr 1981) 

Dreijährige Berufsfachschule für technische 
Assistenten für 

- Elektrotechnik 

- chemisch-biologische Laboratorien 

- Metallographie und Werkstoffkunde 

. Volkshochschullehrgang zum Erwerb der Fach­
hochschulreife, der gemäß § 53 Satz 2 des Schul­
gesetzes für Berlin der Schulaufsicht unterliegt 

Zweijährige kaufmännische Berufsfachschule 
mit anschließendem mindestens einjährigem 
einschlägigem Praktikum in einem anerkann­
ten Ausbildungsbetrieb oder in einer öffentli­
chen Verwaltung (ab Sommer 1983) 
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3.2 Bremen 

3.3 Bremen 

3.4 Bremen 

3.5 Bremen 

4.1 Hamburg 

4.2 Hamburg 

5. Hessen 

6.1 Niedersachsen 

.6.2 Niedersachsen 

6.3 Niedersachsen 

Zusatzkurs zum Erwerb der Fachhochschulreife 
für Absolventen der Fachschule für Ernährung 
und Hauswirtschaft (ab Sommer 1983) 

Zusatzkurs zum Erwerb der Fachhochschulreife 
für Absolventen der Fachschule Technik, Fach­
richtung 

- Bautechnik 

- Elektrotechnik, Schwerpunkt Energietechnik 

- Elektrotechnik, Schwerpunkt Nachrichten-
technik 

- Maschinenbau 

- Schiffbau (ab Frühjahr 1985) 

Zusatzkurs zum Erwerb der Fachhochschulreife 
für 

- Kapitän auf Mittlerer Fahrt 

- Schiffsbetriebstechniker (ab Frühjahr 1985) 

Zusatzkurs zum Erwerb der Fachhochschulreife 
für , Absolventen der Fachschule für Sozialpäd­
agogik (ab Sommer 1984) 

Fachschule für Technik in Verbindung mit einer 
anschließenden halbjährigen Zusatzausbildung 
und Zusatzprüfung (ab Sommer 1980) 

Fachschulzug der Fachhochschule Hamburg für 
die Ausbildung zum 

- Kapitän auf Mittlerer Fahrt 

- Funktechniker 

- Schiffsbetriebstechniker 

jeweils in Verbindung mit einer anschließenden 
halbjährigen Zusatzausbildung und Zusatzprü­
fung 

Fachschule für Sozialpädagogik in Verbindung 
mit einem zusätzlichen Unterrichtsangebot und 
einer Zusatzprüfung (ab Januar 1985) 

Fachschule 

- Ländliche Hauswirtschaft 

- Seefahrt 

- Kapitän auf Mittlerer Fahrt 

- Fachrichtung Schiffsbetriebstechnik 

jeweils in Verbindung mi.1 einem zusätzlichen 
Unterrichtsangebot und Zusatzprüfung 
Fachschule 

- Hauswirtschaft 

- Sozialpädagogik 

jeweils in Verbindung mit einem zusätzlichen 
Unterrichtsangebot und Zusatzprüfung 

Zweij ährige Fachschule 

- Betriebswirtschaft 

- Drogerie 

(ab Sommer 1984) 

- Hotel- und Gaststättengewerbe 

- Bautechnik 

- Bergbautechnik 

- Bohr -, Förder- und Rohrleitungstechnik 

- Chemietechnik 

·111 
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7.1 Nordrhein-Westfalen 

7.2 Nordrhein-Westfalen 

7.3 Nordrhein-Westfalen 

7.4 Nordrhein-Westfalen 

8.1 Rheinland':Pfalz 

8.2 Rheinland-Pfalz 

9.1 Saarland 

9.2 Saarland 

9.3 Saarland 

9.4 Saarland 

10.1 Schleswig-Holstein 

- Elektrotechnik 

- Farb- und Lacktechnik 

- Feinwerktechnik 

- Heizungs-, Lüftungs- und Klimatechnik 

- Holztechnik 

- Hüttentechnik 

Maschinentechnik 

- Metallbautechnik 

- Mühlenbautechnik 

- Müllereitechnik 

- Sanitärtechnik 

- Schiffbautechnik 

- Steintechnik 

- Verfahrenstechnik 

- Vermessungstechnik 

jeweils in Verbindung mit einem zusätzlichen 
Unterrichtsangebot und Zusatzprüfung 

(ab Sommer 1984) 

Fachoberschule der Polizei 

Telekolleg 11 (ab Sommer 1982) 

Zweijährige Höhere Handelsschule mit an­
schließendem mindestens einjährigem ein­
schlägigem Praktikum in einem anerkannten 
Ausbildungsbetrieb oder in einer öffentlichen 
Verwaltung (einschließlich entsprechend gere­
gelter Bildungsgänge in der Kollegschule) . 

(ab Frühjahr 1983) 

Zweijährige Höhere Handelsschule - Schwer­
punkt Bürowirtschaft -
init anschließendem mindestens einjährigem 
gelenktem Praktikum in einem anerkannten 
Ausbildungsbetrieb oder in einer öffentlichen 
Verwaltung (einschließlich entsprechend gere­
gelter Bildungsgänge in der Kollegschule) 

(ab Sommer 1986) 

Fachschule für Sozialwesen, Bildungsgang für 
Erzieher in Verbindung mit einem zusätzlichen 
Unterrichtsangebot und einer Zusatzprüfung 

(ab Sommer 1988) 

Telekolleg 11 (ab Sommer 1982) 

Fachschule für Betriebswirtschaft in Verbin­
dung mit einem zusätzlichen Unterrichtsange- · 
bot und Zusatzprüfung (ab Sommer 1987) 

Fachschule für Sozialpädagogik 
(ab Sommer 1986) 

Telekolleg 11 (ab Sommer 1982) 

Zweijährige Höhere Handelsschule mit an­
schließendem mindestens einjährigem ein­
schlägigem Praktikum in einem anerkannten 
Ausbildungsbetrieb ode.r in einer öffentlichen 
Verwaltung (ab 1983) 

Berufsfachschule für 

- Wirtschaftsassistenten, Schwerpunkt Fremd­
sprachen 

- Wirtschaftsassistenten, Schwerpunkt Rech­
nungswesen und Organisation 
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10.2 Schleswig-Holstein 

10.3 Schleswig-Holstein 

10.4 Schleswig-Holstein 

10.5 Schleswig-Holstein 

- Wirtschaftsassistenten, Schwerpunkt Sekre-
tariat 

- chemisch-technische Assistenten 

- mathematisch-technische Assistenten 

- physikalisch-technische Assistenten 

jeweils in Verbindung mit einem zusätzlichen 
Unterrichtsangebot und Zusatzprüfung sowie 
mit anschließender einjähriger fachpraktischer 
Ausbildung (ab 1981) 

Fachschule für Chemotechnik in Verbindung 
mit einem zusätzlichen Unterrichtsangebot und 
Zusatzprüfung 

Fachschule für 

- Sozialpädagogik 

- Hauswirtschaft (einschließlich Berufsausbil-
dung oder zweijährigem Praktikum) 

jeweils in Verbindung mit einem zusätzlichen 
Unterrichtsangebot und Zusatzprüfung 

Fachschule für 

- Wirtschaft 

(ab 1982) 

- Technik / Schiffsbetriebstechnik - CT 
jeweils in Verbindung mit einem zusätzlichen 
Unterrichtsangebot und Zusatzprüfung 

(ab Sommer 1983) 

Fachschule für Seefahrt 

- Seeschiffahrt, Schwerpunkt Mittlere Fahrt 

- Seeschiffahrt, Schwerpunkt Mittlere Fahrt 
(verkürzt) 

- Funktechnik 

jeweils in Verbindung mit einem zusätzlichen 
Unterrichts angebot und einer Ergänzungs­
prüfung (ab Frühjahr 1984)" 

113 



114 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 9/1987 

215-2-2-1 

Verordnung 
zur Änderung der Landesverordnung 

über technische Bühnenvorstände 

Vom 16. April 1987 

Auf Grund des Art. 38 Abs. f Nr. 3 des Landes­
straf- und Verordnungsgesetzes erläßt das Bayeri­
sche Staatsministerium des Innern folgende Ver­
ordnung: 

§1 

Die Landesverordnung über technische Bühnen­
vorstände (BayRS 215-2-2-1) wird wie folgt geän­
dert: 

1. § 16 erhält folgende Fassung: 

,,§ 16 

Bewertung, Ergebnis und Wiederholung 
der Prüfung 

(1) 11n jedem Prüfungsgebiet gemäß § 15 Abs. 2 
sind die Prüfungsleistungen für jeden Prüfungs­
teil gesondert zu bewerten. 2Die Bewertung er­
folgt in Notenstufen von 1 bis 6; § 18 der Berufs­
schulordnung vom 19. Juli 1983 (GVBl S. 759) gilt 
entsprechend. 3Die Note der schriftlichen Prü­
fung geht mit 40 v.H., die Note der praktischen 
Prüfung mit 30 v.H. und die Note der mündlichen 
Prüfung mit 30 v.H. in die Gesamtbewertung je­
des Prüfungsgebiets ein. 

(2) Der Bewerber hat die Prüfung bestanden, 
wenn keine Einzelprüfung mit Note 6 bewertet 
wurde und er in keinem Prüfungsgebieteine 
schlechtere Gesamtbewertung als Note 4,2 erhal-
ten hat. . 

(3) 1 Eine Wiederholung der Prüfung ist erst 
nach einer erneuten Ausbildung oder praktischen 
Tätigkeit zulässig. 2Der Prüfungsausschuß kann 
Art und Dauer der erneuten Ausbildung oder 
praktischen Tätigkeit festsetzen; ihre Dauer muß 
mindestens sechs Monate betragen." 

2. Dem § 17 wird folgender Absatz 2 angefügt: 

,,(2) Hat ein Bewerber die Prüfung nicht be­
standen, so ist ihm das Prüfungsergebnis mitzu­
teilen." 

§2 

Diese Verordnung tritt am 1. Mai 1987 in Kraft. 

München, den 16. April 1987 

Bayerisches Staatsministerium des Innern 
August R. L a n g, Staatsminister 
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750-10-W 

Verordnung 
über Feldes- und Förderabgaben 

Vom 21. April 1987 

Auf Grund von § 32 des Bundesberggesetzes 
(BBergG), geändert durch Art. 8 eies Gesetzes vom 
24. April 1986 (BGBl I S. 560), und § 3 Abs. 1 der Ver­
ordnung über Zuständigkeiten zum Vollzug berg­
rechtlicher Vorschriften (BayRS 750~2-W), geändert 
durch Verordnung vom 22. Juni 1984 (GVBl S.252), 
erläßt das Bayerische Staatsministerium für Wirt­
schaft und Verkehr im Einvernehmen mit dem 
Bayerischen Staatsministerium der Finanzen fol­
gende Verordnung: 

Inhaltsübersicht 

_ Erster Teil 

Erhebung und Bez~hlung 
der Feldes- und Förderabgabe sowie 

Marktwertfeststellung 

§ Entstehung des Feldesabgabeanspruchs; Feldesabgabeer­
klärung 

§ 2 Entstehung des Förderabgabeanspruchs; Förderabgabevor-
anmeldung; Förderabgabeerklärung 

§ 3 Form, Inhalt und Berichtigung der Erklärungen 

§ 4 Abgabefestsetzung 

§ 5 Fälligkeit, Säumniszuschlag 

§ 6 Aufzeichnungspflicht 

§ 7 Prüfung 

§ 8 Verjährung 

§ 9 Feststellung des Marktwerts 

Zweiter Teil 

Feldesabgabe 

§ 10 Abweichende Feldesabgabe 

Dritter Teil 

Förderabgabe 

Abschnitt 1 

§ 11 Begriffsbestimmungen 

§ 12 Abgabesatz 

§ 13 Marktwert 

§ 14 Befreiung 

Erdöl 

Abschnitt 2 

Erdgas und Erdölgas (Naturgas) 

§ 15 Begriffsbestimmungen 

§ 16 Abgabesatz 

§ 17· Bemessungsmaßstab 

§ 18 Befreiung 

Abschnitt 3 

Schwefel 

§ 19 Abgabesatz, Marktwert 

Abschnitt 4 

Graphit 

§ 20 Abgabesatz, Marktwert, Befreiung 

Abschnitt 5 

Sole, Erdwärme 

§ 21 Befreiung 

Abschnitt 6 

Uran 

§ 22 Abgabesatz, Marktwert, Befreiung 

Abschnitt 7 

NE- und sonstige Metalle 

§ 23 Abgabesatz, Marktwert, Befreiung 

Abschnitt 8 

Ölschiefer, Lehmbraunkohle 

§ 24 Abgabesatz 

Vierter Teil 

Ordnungswidrigkeiten, Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

§ 25 Ordnungswidrigkeiten 

§ 26 lnkrafttreten, Außerkrafttreten 

Erster Teil 

Erhebung und Bezahlung 
der Feldes- und Förderabgabe 
sowie Marktwertfeststellung 

§1 

Entstehung des Feldesabgabeanspruchs; 
Feldesabgabeerklärung 

(1) IDer Feldesabgabeanspruch entsteht mit der 
Wirksamkeit der 'Erlaubnis zur Aufsuchung von 
Bodenschätzen zu gewerblichen Zwecken. 2Erhe­
bungszeitraum ist das Kalenderj ahr. 

(2) IDer Abgabepflichtige hat bis zum 31. Mai 
eines jeden Jahres für den vorausgegangenen Er­
hebungszeitraum eine Feldesabgabeerklärung ab­
zugeben und bis zum gleichen Tag die Feldesabga­
be zu entrichten. 2Das Oberbergamt kann die Frist 
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zur Abgabe der Feldesabgabeerklärung aus wichti­
gem Grund verlängern. 

(3) Für Feldesabgaben auf Grund alter Rechte 
und Verträge im Sinn des § 149 BBergG gilt der 
1. Januar 1982 als Beginn des ersten Jahres im Sinn 
des § 30 Abs. 3 Satz 1 BBergG. 

§2 

Entstehung des Förderabgabeanspruchs; 
Förderabgabevoranmeldung; 
- Förderabgabeerklärung 

(1) IDer Förderabgabeanspruch entsteht mit der 
Gewinnung des Bodenschatzes. 2Erhebungszeit­
raum ist das Kalenderjahr. 

(2) IDer Abgabepflichtige hat nach Aufnahme der 
Gewinnung jeweils bis zum 25. Tag nach Ablauf 
eines Kalendervierteljahres (Voranmeldungszeit­
raum) eine Förderabgabevoranmeldung abzugeben 
und bis zum gleichen Tag die Abschlagszahlung'auf 
die Förderabgabe zu entrichten. 2Der Abgabepflich­
tige braucht keine Förderabgabevoranmeldung ab­
zugeben und keine Abschlagszahlung zu entrichten, 
wenn die - Förderabgabe für den Erhebungszeit­
raum voraussichtlich nicht mehr als 50 000 DM be­
tragen wird und er dies dem Oberbergamt bis zum 
25. Tag des ersten Voranmeldungszeitraums an­
zeigt. 

(3) Der Abgabepflichtige hat bis zum 31. Juli eines 
jeden Jahres für den vorausgegangenen Erhe­
bungszeitraum eine Förderabgabeerklärung abzu­
geben und den die Summe der Abschlagszahlungen 
übersteigenden Betrag zu entrichten. 

(4) Das Oberbergamt kann die Frist zur Abgabe 
der Förderabgabevoranmeldung und Förderabga­
beerklärung aus wichtigem Grund verlängern. 

(5) I Hat der Abgabepflichtige an der Bewilligung 
einen Dritten beteiligt, so kann das Oberbergamt 
auf Antrag zulassen, daß dieser die Förderabgabe­
voranmeldung und die Förderabgabeerklärung im 
Namen und für Rechnung des Abgabepflichtigen 
abgibt und die sich daraus ergebenden Zahlungen 
entrichtet, sofern er die abgaberechtliche Verpflich­
tung des Bundesberggesetzes und dieser Verord­
nung durch Erklärung gegenüber dem Oberberg­
amt übernimmt. 2Die Verpflichtungen des Abgabe­
pflichtigen werden dadurch nicht berührt. 

§3 

Form, Inhalt und Berichtigung 
der Erklärungen 

(1) IDie Feldes- und Förderabgabeerklärungen 
sowie die Förderabgabevorannreldungen sind nach 
amtlich vorgeschriebenem Vordruckmuster beim 
Oberbergamt abzugeben. 2Der Abgabepflichtige hat 
die Abgabe in den Erklärungen selbst zu berechnen. 
3Er hat die Abschlagszahlung erforderlichenfalls in 
Höhe der voraussichtlich auf den Voranmeldungs­
zeitraum entfallenden Förderabgabe unter Berück­
sichtigung aller hierfür bedeutsamen Umstände zu 
schätzen: -

(2) Der Abgabepflichtige hat schriftlich zu versi­
chern, daß die Angaben in den Erklärungen wahr-
heitsgemäß sind. -

(3) IErkennt ein Abgabepflichtiger, daß eine von 
ihm abgegebene Erklärung unrichtig oder unvoll-

ständig ist und daß es dadurch zu einer zu geringen 
Zahlung von Feldes- oder Förderabgaben kommen 
kann oder bereits gekommen ist, hat er dies dem 
Oberbergamt unverzüglich anzuzeigen und die Er­
klärung zu berichtigen. 2Der nachzuentrichtende 
Betrag ist innerhalb von zwei Wochen nach Anzeige 
zu zahlen. 

§4 

Abgabefestsetzung 

(1) Das Oberbergamt setzt die für den Erhe­
bungszeitraum zu entrichtende Feldes- oder För­
derabgabe durch Abgabebescheid fest. 

(2) IGibt der Abgabepflichtige die Feldes- oder 
Förderabgabeerklärung nicht rechtzeitig ab, hat 
das Oberbergamt nach vorheriger Fristsetzung die 
Abgabe zu schätzen, wenn ihm die Berechnungs­
grundlagen nicht bekannt sind. 2Dabei sind alle 
Umstände zu berücksichtigen, die für die Schätzung 
von Bedeutung sind. 3Sätze 1 und 2 gelten entspre­
chend, wenn bei einer Prüfung die Berechnungs­
grundlagen nicht ermittelt werden können. 

(3) Gibt der Abgabepflichtige die Förderabgabe­
voranmeldung nicht rechtzeitig ab, gelten die Ab­
sätze 1 und 2 entsprechend. 

(4) 11m Fall des § 2 Abs. 5 kann das Oberbergamt 
die Förderabgabe auch mit Wirkung gegen den 
Dritten festsetzen. 2Die Absätze 1 bis 3 gelten 
entsprechend. 

(5) IDie Abgabefestsetzung kann, solange die Ab­
gabe für den Erhebungszeitraum nicht abschlie­
ßend geprüft ist, unter dem Vorbehalt der Nachprü­
fung erfolgen, ohne daß dies einer Begründung be­
darf. 2Der Vorbehalt erlischt spätestens fünf Jahre 
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem der Abga­
bebe scheid wirksam geworden ist. 

§5 

Fälligkeit, Säumniszuschlag 

(1) ISoweit die festgesetzte Feldes- oder Förder­
abgabe die auf sie bereits entrichteten Beträge 
übersteigt, ist sie einen Monat nach Bekanntgabe 
des Abgabebescheids fällig. 2Ein überzahlter Betrag 
wird dem Abgabepflichtigen oder im Fall des § 2 
Abs. 5 dem Dritten erstattet. 

(2) IWird eine Abgabe ode;' eine Abschlagszah­
lung nicht bis zum Ablauf des Fälligkeitstags ent­
richtet, ist für jeden angefangenen Monat der 
Säumnis ein Säumniszuschlag von 1 v. H. des rück­
ständigen auf hundert Deutsche Mark nach unten 
abgerundeten Betrags zu entrichten. 2Ein Säumnis­
zuschlag wird bei einer Säumnis bis zu fünf Tagen 
nicht erhoben. 

§6 

Aufzeichnungspflicht 

I Der Abgabepflichtige hat zur Feststellung der 
Abgabe und der Grundlagen ihrer Berechnung 
nachprüfbare Aufzeichnungen in deutscher Spra­
che zu machen. 2Diese sind sechs Jahre aufzube­
wahren. 

§7 

Prüfung 

(1) IDas Oberbergamt und seine Beauftragten 
sind berechtigt, die tatsächlichen und rechtlichen 
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Verhältnisse, die für die Berechnung der Abgabe 
maßgebend sind, zu prüfen. 2Die Prüfung soll dem 
Abgabepflichtigen spätestens einen Monat vor Be­
ginn angekündigt werden. 

(2) lDer AbgabepflichÜge hat bei der Feststellung 
der Sachverhalte, die für die Berechnung der Abga­
ben von Bedeutung sein können, mitzuwirke~. 2Er 
hat insbesondere Auskünfte zu erteilen, Aufzeich­
nungen, Bücher, Geschäftspapiere und andere Ur­
kunden zur Einsicht und Prüfung vorzulegen und 
die zum Verständnis der Aufzeichnungen erforder­
lichen Erläuterungen zu geben. 3Er kann die Vorla­
ge abwenden, wenn er der Prüfung während der 
üblichen Geschäfts- und Arbeitszeit in seinen Ge­
schäftsräumen zustimmt. 

(3) Das Ergebnis der Prüfung ist dem Abgabe­
pflichtigen schriftlich mitzuteilen. 

§8 

Verjährung 

(1) Der Anspruch auf Zahlung von Abgaben ver­
jährt in fünf Jahren. 

(2) Die Verjährung beginnt mit Ablauf des Kalen­
derjahres, in dem der Anspruch erstmals fällig ge­
worden ist, jedoch nicht vor Ablauf des Kalender­
jahresl.in dem die Festsetzung oder die Aufhebung 
oder Anderung der Festsetzung des Anspruchs 
wirksam geworden ist. 

§9 

Feststellung des Marktwerts 

(1) Das Oberbergamt stellt den Marktwert für Bo­
denschätze im Sinn des § 31 Abs. 2 BBergG fest und 
teilt ihn dem Abgabepflichtigen ohne Begründung 
mit. 

(2) 1 Der Abgabepflichtige hat dem Oberbergamt 
bis zum 31. März eines jeden Jahres die für die Fest­
stellung des Marktwerts erforderlichen Angaben zu 
machen, insbesondere die für den vorausgegange­
nen Erhebungszeitraum marktwertbildenden Erlö­
se, Mengen und Preise mitzuteilen. 2§ 3 Abs. 1 Satz 1 
und Abs. 2, § 6 sowie § 7 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 gel­
ten entsprechend. 3Das Oberbergamt kann von der 
Mitteilungspflicht befreien, wenn die Feststellung 
des Marktwerts auf andere Weise sichergestellt ist. 

(3) Nicht abgabepflichtige natürliche oder juristi­
sche Personen, die 

1. Naturgas verkaufen (§ 17), 

2. Graphit importieren (§ 20) oder 

3. Urankonzentrat importieren (§ 22), 

sind verpflichtet, dem Oberbergamt Auskünfte zu 
erteilen, soweit dies zur Feststellung des Markt­
werts oder Bemessungsmaßstabs erforderlich ist. 

(4) lPreis im Sinn dieser Verordnung ist der Quo­
tient aus Erlös und Menge. 2Zum Erlös gehören 
nicht Umsatzsteuer sowie Skonti und Rabatte. 

Zweiter Teil 

Feldesabgabe 

§ 10 

Abweichende Feldesabgabe 

(1) Die Feldesabgabe beträgt ab 1. Ja~uar 1986 bis 
31. Dezember 1995 für Erlaubnisse auf Erdöl und 

Erdgas im ersten Jahr nach der Erteilung 40 Deut­
sche Mark je angefangenen Quadratkilometer und 
erhöht sich für jedes folgende Jahr um weitere 
40 Deutsche Mark bis zum Höchstbetrag von 
120 Deutsche Mark je angefangenen Quadratkilo­
meter. 

(2) Der Abgabepflichtige wird für den Zeitraum 
von der Entrichtung der Feldesabgabe befreit, für 
den das Oberbergamt einer Unterbrechung der 
Aufsuchungsarbeiten zugestimmt hat. 

Dritter Teil 

Förderabgabe 

Abschnitt 1 

Erdöl 

§11 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinn dieses Abschnitts sind 

1. Feldesbehandlungskosten: 

>. 

Die in einem fördernden Erdölfeld anfallenden 
Kosten für 

a)Transport vom Abgangsflansch am Bohrloch 
bis zur Aufbereitung einschließlich der anteili­
gen Energiekosten der Förderpumpen für den 
horizontalen Transport, 

b) Aufbereitung zur Herstellung eines raffinerie­
fähigen Rohöls, 

c) transportbedin.gte Lagerung und Versand bis 
einschließlich Übergabestation, 

d) Beseitigung des bei der Aufbereitung anfallen­
den Wassers 

bis zur Übergabestelle an einen Vorfluter oder 
an einen Dritten oder 

durch Versenkung in einen bereits erschlosse­
nen Schluckhorizont, wenn die Versenkung 
nicht gleichzeitig anderen Zwecken die_nt 

sowie zentrale Verwaltungsgemeinkosten in Hö­
he von 20 v. H. der unter den Buchstaben abis d 
aufgeführten Kosten. 

2. Totöllagerstätten: 

Lagerstätten von hochviskosem Erdöl mit gerin­
ger oder ohne Lagerstättenenergie. 

3. Auflässige Lagerstätten: 

Lagerstätten, aus denen ' die Förderung einge­
stellt worden ist und die neu aufgeschlossen wer­
den müssen. Lagerstätte ist jeder Horizont mit 
förderfähigen Schichten. Als Lagerstätte gilt 
auch ein in sich abgegrenzter Lagerstättenteil. 

4. Tertiärverfahren: 

Verfahren zur Verbesserung des Entölungsgra­
des von Lagerstätten, bei denen die physikali­
schen oder chemischen Eigenschaften des Erdöls 
oder des Wassers in den Lagerstätten verändert 
werden. Pabei müssen die Mobilitätsverhältnisse 
in der Lagerstätte durch Verringerung der Visko-
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sität des Erdöls, durch Erhöhung der Viskosität 
des Wassers,oder durch Veränderung der Grenz­
flächenspannung zwischen Erdöl und Wasser 
oder Erdöl und Gestein verbessert werden. 

5. Aufschluß gering permeabler Lagerstätten: 

Eine hydraulische Behandlung einer gering per­
meablen Lagerstätte, bei der mit mehr als 100 m 3 

Behandlungsflüssigkeit und mehr als 25 t Stütz­
mittel unter hohem Druck große Rißweiten er­
zielt werden. 

6. Gewinnbare Vorräte: 

Mengen, die nach dem jeweiligen Stand der 
Technik gewonnen werden können. 

§ 12 
Abgabesatz . 

(1) Die Förderabgabe für Erdöl beträgt vom 1. Ok­
tober 1986 bis zum 31. Dezember 1987 5 v. H: des 
Marktwerts. 

(2) Die Förderabgabe für Erdöl ermäßigt sich für 
Gebiete, mit deren Aufschluß in der Zeit vom 1. Ja­
nuar 1987 bis zum 31. Dezember 1991 begonnen 
wird, für die Dauer von fünf Jahren ab Aufnahme 
der Gewinnung um 10 Prozentpunkte, höchstens je­
doch um die Hälfte der sich aus Absatz 1 ergeben­
denAbgabe. 

(3) I Die Förderabgabe für Erdöl, das 

. 1. aus TotöUagerstätten, 

2. aus auflässigen Lagerstätten, 

3. aus Teufenbereichen von mehr als 6000 m und mit 
gewinnbaren Vorräten von weniger als 20 Mio t 

4. mit Hilfe von Tertiärverfahren zusätzlich oder 

5. mit Hilfe von Verfahren zum Aufschluß von ge­
ring permeablen Lagerstätten zusätzlich 

. gewonnen wird, beträgt ab Aufnahme der Gewin­
n ung bis zum 31. Dezember 1995 10 v. H. des Markt­
werts. 2Sie beträgt für denselben Zeitraum 15 v. H. 
des Marktwerts für Erdöl, das aus Teufenbereichen 
von mehr als 4000 m und mit gewinnbaren Vorräten 
von weniger als 5 Mio t oder aus Teufenbereichen 
von mehr als 6000 m und mit gewinnbaren Vorräten 
von 20 bis 30 Mio t gewonnen wird. 3 Abweichend 
von dEm Sätzen 1 und 2 wird in den dort genannten 
Fällen vom 1. Januar 1987 bis zum 31. Dezember 
1987 keine Förderabgabe erhoben. 

(4) Die Regelungen der Absätze 1,2 und 3 Satz 3 
verlängern sich jeweils um ein Jahr, wenn nicht mit 
Wirkung vom 1. Januar des folgenden Jahres etwas 
anderes bestimmt wird .. 

§ 13 

Marktwert 

(1) Der Marktwert für Erdöl ist das gewogene 
Mittel der Preise in DM/t, die im Erhebungszeit­
raum für freigehandeltes, im Geltungsbereich des 
Bundesberggesetzes gewonnenes raffineriefähiges 
Erdöl einer Gruppe erzielt und unter Berücksichti­
gung von Preisen für importierte Rohöle gebildet 
worden sind. . 

(2) Das Erdöl wird folgenden Gruppen zugeord­
net: 

Gruppe 

1 

Dich~e in g/cm3 bei 15° Celsius 

0,839 und kleiner 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

0,840 bis 0,859 

0,860 bis 0,869 

0,870 bis 0,879 

. 0,880 bis 0,899 

0,900 und größer 

unabhängig von der Dichte 

2 v. H. Schwefel und mehr. 

§ 14 

Befreiung 

lFür die Zeit vom J . Januar 1986 bis zum 31. De­
zember 1995 wird der Abgabepflichtige von der För­
derabgabe in Höhe des sich aus § 12 ergebenclen 
Vomhundertsatzes der ihm im Erhebungszeitraum 
entstandenen Feldesbehandlungskosten befreit, 
soweit diese den Marktwert oder den nach § 31 
Abs. 2 Satz 2 BBergG festgestellten Wert des in dem 
Erdölfeld geförderten Erdöls nicht übersteigen. 
2Übersteigende Beträge können den Feldesbehand­
lungskosten des Erdölfeldes innerhalb der folgen­
den drei Erhebungszeiträume hinzugerechnet wer­
den. 

Abschnitt 2 . 

Erdgas und Erdölgas(Naturgas) 

§ 15 

Begriffsbestimmungen 

1 Im Sinn dieses Abschnitts sind 

1. Feldesbehandlungskosten: 

Die in einem fördernden Erdöl- oder Erdgasfeld 
anfallenden Kosten für 

a) Transport vom Abgangsflansch am Bohrloch 
bis zur Aufbereitung einschließlich Kompres­
sion, 

b) Aufbereitung zur Herstellung qualitätsgerech­
ter Gase sowie der aus gewinnungstechni­
schen Gründen mitgewonnenen Bodenschät­
ze, 

c) Beseitigung des bei der Aufbereitung anfallen­
den Wassers 

bis zur Übergabestelle an einen Vorfluter oder 
an einen Dritten oder 

durch Versenkung in einen bereits erschlosse­
nen Schluckhorizont, wenn die Versenkung 
nicht gleichzeitig anderen Zwecken dient 

sowie zentrale Verwaltungsgemeinkosten in Hö­
he von 20 v. H. der unter den Buchstaben abis c 
aufgeführten Kosten. 

2. Aufschluß gering permeabler Lagerstätten: 

Eine hydraulische Behandlung einer gering per­
meablen Lagerstätte, bei der mit mehr als 200m3 ' 

Behandlungsflüssigkeit und mehr als 50 t Stütz-
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mittel unter hohem Druck große Rißweiten er- öl- oder Erdgasfeldes innerhalb der folgenden drei 
zielt werden. Erhebungszeiträume hinzug~rechnet werden. 

2 § 11 Nr. 6 gilt entsprechend. 

§ 16 

Abgabesatz 

(1) Die Förderabgabe für Naturgas beträgt vom 
1. Januar 1987 bis zum 31. Dezember 1987 5 v. H. des 
Bemessungsmaßstabs. 

(2) Die Förderabgabe für Naturgas ermäßigt sich 
für Gebiete, mit deren Aufschluß in der Zeit vom 
1. Januar 1987 bis zum 31. Dezember 1991 begonnen 
wird, für die Dauer von fünf Jahren ab Aufnahme 
der Gewinnung um 10 Prozentpunkte, höchstens je­
doch um die Hälfte der sich aus Absatz 1 ergeben­
denAbgabe. 

(3) lDie Förderabgabe für Naturgas, das 

1. aus Teufenbereichen von mehr als 6000 m 
und mit gewinnbaren Vorräten von weniger als 
20 Mrd. m3 (Vn) 

2. mit Hilfe von Verfahren zum Aufschluß von ge-
ring permeablen Lagerstätten zusätzlich 

gewonnen wird, beträgt ab Aufnahme der Gewin­
nung bis zum 31. Dezember 1995 10 v. H. des Bemes­
sungsmaßstabs. 2Sie beträgt für denselben Zeit­
raum 15 v. H. des Bemessungsmaßstabs für Natur­
gas, das aus Teufenbereichen von mehr als 4000 m 
und mit gewinnbaren Vorräten von weniger als 
5 Mrd. m 3 (Vn) oder aus Teufenbereichen von mehr 
a ls 6000 m und gewinnbaren Vorräten von 20 bis 30 
Mrd. m 3 (Vn) gewonnen wird. 3 Abweichend von den 
Sätzen 1 und 2 wird in den dort genannten Fällen 
vom 1. Januar 1987 bis zum 31. Dezember 1987 keine 
Förderabgabe erhoben. 

(4) Die Regelungen der Absätze 1,2 und 3 Satz 3 
verlängern sich jeweils um ein Jahr , wenn nicht mit 
Wirkung vom 1. Januar des folgenden Jahres etwas 
anderes bestimmt wird. 

§ 17 

Bemessungsmaßstab 

lBemessungsmaßstab für Naturgas ist für die 
Zeit vom 1. Januar 1986 bis zum 31. Dezember 1995 
der von dem Abgabepflichtigen im Erhebungszeit­
raum für im Geltungsbereich dieser Verordnung 
gewonnenes Naturgas erzielte P reis in DM/kWh 
einschließlich der Fortleitungskosten. 2Soweit Drit­
te auf Grund der Berechtigung des Abgabepflichti­
gen oder für seine Rechnung Naturgas verkaufen, 
tritt der von diesen erzielte Preis an die Stelle des in 
Satz 1 genannten Preises. 

§ 18 

Befreiung 

lFür die Zeit vom 1. Januar 1986 bis zum 31. De­
zem ber 1995 wird der Abgabepflichtige von der För­
derabgabe in Höhe des sich aus § 16 ergebenden 
Vomhundertsatzes der ihm im Erhebungszeitraum 
entstandenen Feldesbehandlungskosten befreit, 
soweit diese den n ach § 17. ermittelten Wert des in 
dem Erdöl- oder Erdgasfeld geförderten Natur­
gases nicht übersteigen und nicht bereits nach § 14 
berücksichtigt worden sind. 2Übersteigende Beträ­
ge können den Feldesbehandlungskosten des Erd-

Abschnitt 3 

Schwefel 

§ 19 

Abgabesatz, Marktwert 

(1) Die Förderabgabe für Schwefel beträgt vom 
1. Januar 1986 bis zum 31. Dezember 1995 25 v. H. 
des Marktwerts. 

(2) Der Marktwert fiir Schwefel ist das gewogene 
Mittel der Preise in DM/t, die im Erhebungszeit­
raum für im Geltungsbereich des Bundesberggeset­
zes gewonnenen freigehandelten Schwefel erzielt 
und unter Berücksichtigung von Preisen für impor­
tierten Schwefel gebildet worden sind. 

Abschnitt 4 

Graphit 

§ 20 

Abgabesatz, Marktwer t, Befreiung 

(1) Die Förderabgabe für Graphit beträgt vom 
1. Januar 1986 bis zum 31. Dezem ber 1995 1 v. H . des 
Marktwerts. 

(2) lDer Marktwert für Graphit ist das gewogene 
Mittel der Preise in DM/t, die im Erhebungszeit­
raum für importierten natürlichen k ristallinen Gra­
phit und für freigehandelten, im Geltungsbereich 
des Bundesberggesetzes gewonnenen Graphit er­
zielt worden sind. 2Die Preise für den im Geltungs­
bereich des Bundesberggesetzes gewonnenen Gra­
phit werden auf die einfachste Handlungsstufe von 
60 v. H . Kohlenstoffgehalt bezogen. 3Haben die im­
portierten Graphitsorten einen wesentlich höheren 
Kohlenstoffgehalt als 60 v. H., können mit Zustim­
mung des Oberbergamts die durchschnittlichen Im­
portpreise auf diese Stufe bezogen werden. 

(3) Für die Zeit vom 1. Januar 1986 bis zum 31. De., 
zember 1995 wird der Abgabepflichtige von der För­
der abgabe in Höhe des in Absatz 1 bestimmten 
Vomhundertsatzes der im Erhebungszeitraum ent­
standenen Kosten für die Aufbereitung befreit, so­
weit diese notwendig ist, um aus dem gewonnenen 
Rohgraphit einen verkaufsfähigen Graphit mit 
60 v. H . Kohlenstoffgehalt herzustellen. 

Abschnitt 5 

Sole, Erdwärme 

§ 21 

Befreiung 

Für die Zeit vom 1. Januar 1986 bis zum 31. De­
zember 1995 wird der Abgabepflichtige von der För­
derabgabe für Erdwärme und Sole, soweit diese na­
türlich vorkommt und für balneologische Zwecke 
verwendet wird, befreit . 
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Abschnitt 6 

Uran 

§22 

Abgabesatz, Marktwert, Befreiung 

(1) lDie Förderabgabe für Uran beträgt vom 1. J a­
nuar 1986 bis zum 31. Dezember 1995 bei einem 
Marktwert für 1 kg Urankonzeatrat (U PB) 

von 100 DM bis 150 DM 1 v. H., 

von mehr als 150 DM bis 200 DM 3 v. H., 

von mehr als 200 DM 5 v. H. 

des Marktwerts. 2Die Förderabgabe entfällt bei 
einem Marktwert von weniger als 100 DM/kg. 

(2) Der MarKtwert für Uran ist das gewogene Mit­
tel der Preise in DM/kg, die im Erhebungszeitraum 
für freigehandeltes, im Geltungsbereich des Bun­
desberggese'rzes gewonnenes Urankonzentrat 
(1.,\ Oa) erzielt und unter Berücksichtigung von Prei­
sen für importiertes Urankonzentrat (U30 S) gebil­
det worden sind. 

(3) Für die Zeit vom 1. Januar 1986 bis zum 31. De­
zember 1995 wird der Abgabepflichtige von der För­
der abgabe in Höhe des in Absatz 1 bestimmten 
Vomhundertsatzes der im Erhebungszeitraum ent­
standenen Kosten für die Aufbereitung befreit, so­
weit diese notwendig ist, um aus dem gewonnenen 
Roherz Urankonzentrat (U30 a) herzustellen. 

Abschnitt 7 

NE- und sonstige Metalle 

§23 

Abgabesatz, Marktwert, Befreiung 

(1) Die Förderabgabe für die Bodenschätze Kup­
fer, . Blei, Zink, Zinn, Wolfram, Kobalt, Molybdän, 
Arsen, Nickel, Gold und Silber beträgt vom 1. Ja­
nuar 1986 bis zum 31. Dezember 1995 1 v. H. des 
Marktwerts. 

(2) Der Marktwert für die in Absatz 1 genannten 
Bodenschätze ist jeweils das gewogene Mittel der 
Preise in DM je gehandelter Einheit (Tonne bzw. 
kg), die im Erhebungszeitraum jeweils für diese 
freigehandelten, im Geltungsbereich des Bundes­
berggesetzes gewonnenen Bodenschätze uer ein­
fachsten Handelsstufe erzielt und unter Berück­
sichtigung von Preisen für importierte Bodenschät­
ze dieser Art gebildet worden sind. 

(3) Für die Zeit vom 1. Januar 1986 bis zum 31. De­
zember 1995 wird der Abgabepflichtige von der För­
der abgabe in Höhe des in Absatz 1 bestimmten 
Vomhundertsatzes der im Erhebungszeitraum ent-

standenen Kosten für die Aufbereitung jeweils be­
freit, soweit diese notwendig ist, um aus dem ge­
wonnenen Roherz das handelsfähige Produkt des 
Bodenschatzes herzustellen. 

Abschnitt 8 

Ölschiefer, Lehmbraunkohle 

§24 

Abgabesatz 

Die Förderung für Ölschiefer und Lehmbraun­
kohle beträgt vom 1. Januar 1986 bis zum 31. De­
zember 1995 1 v. H. des nach § 31 Abs. 2 Satz 2 
BBergG festgestellten Werts. 

Vierter Teil 

Ordnungswidrigkeiten, 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

§25 

Ordnungswidrigkei ten 

Nach § 145 Abs. 3 Nr. 1 BBergG kann mit Geld­
buße belegt werden, wer entgegen 
1. § 3 Abs. 3 Satz 1 seiner Anzeige- und Richtigstel­

lungspflicht, 
2. § 6 seiner Aufzeichnungs- oder Aufbewahrungs­

pflichtoder 
3. § 9 Abs. 2 Satz 2 in Verbindung mit § 6 seiner Auf­

zeichnungs- oder Aufbewahrungspflicht 

nicht nachkommt. 
§26 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) lDiese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. 
Januar 1987 in Kraft. 2Abweichend hiervon treten § 
3 Abs. 3 Satz 1, §§ 6, 9 Abs. 2 Satz 2 (soweit sich diese 

. Bestimmung auf § 6 bezieht) und § 25 am 1. Mai 1987 
in Kraft. 

(2) lDie Verordnung über Feldes- und Förderab­
gaben (BayRS 750-1Q-W), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 15. September 1986 (GVBl S. 318), 
tritt mit Wirkung vom 31. Dezember 1986 außer 
Kraft. 2Abweichend hiervon treten § 4 Satz 1, §§ 9,12 
Abs. 2 Satz 2 (soweit sich diese Bestimmung auf § 9 
bezieht) und § 38 am 30. April 1987 außer Kraft. 

München, den 21. April 1987 

Bayerisches Staatsministeriun, 
für Wirtschaft und Verkehr 

Anton J a u man n, Staatsminister 
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